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Kuschen vor China
Die EU bestraft zwei chinesische Banken, weil sie die Sanktionen gegen Russland unterlaufen haben sollen. Doch der Bundesrat
will davon nichts wissen. Das würde bei den laufenden Verhandlungenmit Peking nur stören.VonSimonMarti

L
IA

N
Y
I
/
X
IN

H
U
A
/
K
E
Y
ST

O
N
E

Chinas Aussenminister Wang Yi traf im Oktober Bundesrat Ignazio Cassis in Bellinzona.

Der KriegRusslands gegendieUkraine
geht in seinen viertenWinter. In den
bald vier Jahren seit Beginn der In-
vasion haben die Europäer immer
zahlreichere und immer schärfere

Sanktionen gegenRussland ergriffen. Die Schwä-
chung seiner Wirtschaft, so die Kalkulation im
Westen, soll dem Kreml die Kriegsführung zu-
mindest erschweren.

Wenndie EuropäischeUnion jeweils ein neues
Bündel an Massnahmen beschliesst, zieht die
Schweizwenig später nachund kopiert das Regel-
werk. Doch beim nunmehr 18. Sanktionspaket
schert der Bundesrat aus. Brüssel hat darin zwei
chinesische Bankenmit einemTransaktionsver-
bot belegt. Grund: Die Banken sollen Russland
bei der Umgehung bereits bestehender Sanktio-
nen geholfen haben.

Der Bundesrat will davon nichts wissen. Es
fehle an Hinweisen, dass Schweizer Firmen der-
zeit Geschäftsbeziehungen mit den beiden chi-
nesischen Banken unterhielten, begründet die
Regierung ihren Entscheid Ende Oktober. Wo
keine Transaktionen stattfinden, so die Logik,
muss man diese auch nicht vorschnell unter
Strafe stellen.

Risiken undNebenwirkungen
DochRecherchen zeigen, dass noch andereÜber-
legungen eine Rolle gespielt haben. Schon im
kommenden Jahr könnten die Schweiz und
China die Verhandlungen über die Aktualisie-
rung des bestehenden Freihandelsabkommens
abschliessen. DieseGespräche haben einen enor-
men Stellenwert imBundesrat. Nunbeeinflussen
sie auch den Kurs in der Sanktionspolitik gegen-
über Russland.

Solch heikle Beschlüsse fällt der Bundesrat
nicht über Nacht. In der Verwaltung begannen
dieArbeiten zurÜbernahmedes 18. europäischen
Sanktionspakets bereits imAugust. Federführend
ist dabei dasWirtschaftsdepartement (WBF) von
SVP-Bundesrat Guy Parmelin. Das WBF beab-
sichtigte im Spätsommer, sämtliche Sanktionen
der Europäer mitzutragen – auch jene gegen die
beiden chinesischen Banken. Das geht aus dem
Entwurf des Bundesratsantrags hervor, den die
Spezialisten desWirtschaftsdepartements vor der
entscheidenden Sitzung formulierten. Die «NZZ
am Sonntag» konnte die Unterlagen gestützt auf
das Öffentlichkeitsgesetz einsehen.

In seinemVorschlagwies dasWBF zwar darauf
hin, dass ein Transaktionsverbot mit den beiden
chinesischenBanken gewisse Risiken berge, «die
die bilateralen Beziehungen beeinträchtigen
oder dem schweizerischen Finanzsektor schaden
könnten». Aber dasWirtschaftsdepartement hielt
fest, dass «der Kampf gegen die Umgehung der
Sanktionen gegen Russland aus Sicht des Bun-
desrates eine Priorität» sei.

Dann aber schaltete sich das Aussendeparte-
mentEDAein,unddiePrioritätendesBundesrates
begannen sich zu verschieben. In der Ämterkon-
sultation,diedenSitzungenderRegierungvoran-
geht und bei der sich dieDepartemente unterein-
ander über anstehende Beschlüsse austauschen,
warnten die Leute von Bundesrat Ignazio Cassis
vordenmöglichenKonsequenzen.Sosei einmög-
licher Einfluss auf die Verhandlungen über die
Aktualisierung des Freihandelsabkommens mit
China zuberücksichtigen.Das schriebdasEDA in
einer internen Stellungnahme, die dieser Zeitung
vorliegt.AufAnfragebestätigt eineEDA-Spreche-
rin den Sachverhalt. Man habe angeregt, «das

RisikomöglichernegativerAuswirkungenaufdie
Modernisierung des Freihandelsabkommens» zu
reflektieren,mit derAbsicht, «dass derBundesrat
seinen Entscheid in Kenntnis aller denkbaren
OpportunitätenundRisiken treffenkann».DieSit-
zungen des Bundesrates sind vertraulich.Wie die
Entscheide zustande kommen, bleibt meist ge-
heim.Fest steht,dassderBundesrat indiesemFall
den ursprünglichen Vorschlag des Wirtschafts-
departements verwarf: Die Schweiz sanktioniert
die beiden chinesischenBankennicht.

Warum tut sich Bundesbern im Umgang mit
zwei Geldhäusern, mit denen in der Schweiz
ohnehin keiner Geschäfte macht, so schwer?

Für Nationalrat Fabian Molina besteht kein
Zweifel: «Der Bundesrat will die Freihandels-
gespräche mit China nicht gefährden. Dem wird
alles untergeordnet.» AuswirtschaftlichenEigen-
interessen betreibe die Regierung «eine Be-
schwichtigungspolitik gegenüber einem autori-
tären Regime», sagt der SP-Parlamentarier. Da-
mit unterlaufe die Schweiz die Anstrengungen
der Europäer. «Das kann nicht gut ausgehen für
uns», ist sich Molina sicher.

In der Partei von Aussenminister Cassis ist die
Haltung eine andere. Dort finden manche, dass
sich die Schweiz viel zu lange und viel zu eng an
der EU orientiert habe. «Der Bundesrat hat abso-
lut richtig entschieden», sagt etwa der freisinnige
Aussenpolitiker Hans-Peter Portmann. Man
müsse nicht «blindlings» alle Massnahmen aus
Brüssel übernehmen. «Überhaupt ist das Sank-
tionsregimeAugenwischerei», so Portmann. «Die
Schweiz hat sich klar dazu bekannt, allfällige
Umgehungender Russland-Sanktionen zuunter-
binden. Aber der EU genügt das nicht, stattdes-
sen sollenwir alle Sanktionen sofort und explizit
mittragen.»Über diesenDruck sprecheman aber
lieber nicht, so Portmann.

Staunen in Berlin
Die Auseinandersetzung zwischen den Parteien
macht eines deutlich: Allen kann es die Schweiz
aufDauer kaum rechtmachen.Die EUnimmtmit
ihren Sanktionen zunehmend chinesische Fir-
men ins Visier, die imVerdacht stehen, die russi-
sche Kriegsmaschinerie zu stützen. Zieht der
Bundesrat da mit, stösst er Peking vor den Kopf.
Hält er sich abseits, brüskiert er Brüssel.

Den Nachbarn der Schweiz sind die Ausnah-
men für die beiden chinesischen Banken jeden-
falls nicht entgangen. Der Bundestagsabgeord-
neteMarkus Töns ist europapolitischer Sprecher
der deutschen Sozialdemokraten. Er zeigt sich er-
staunt über den Beschluss des Bundesrates. «Ich
finde das nicht gut», sagt Töns im Gespräch mit
der «NZZ amSonntag». Bei den Sanktionen gegen
Russland müssten die europäischen Demokra-
tien zusammenstehen, sagt er. «Da spielt es keine
Rolle, dass die Schweiz kein EU-Mitglied ist.»

Er verstehe sehr gut, sagt Töns, wenn die
Schweiz wirtschaftliche Überlegungen anstelle.
«Das tun wir alle», so der SPD-Politiker. Er gehe
jedoch nicht davon aus, dass die Sanktionie-
rung zweier Banken eine massive chinesische
Reaktion nach sich gezogen hätte. «Die Schweiz
hat ein Freihandelsabkommen mit China. Das
ist völlig legitim», sagt Töns. Aber die Welt sei
eine andere als noch vor zehn Jahren. China
trete Europa heute wesentlich aggressiver
gegenüber. «In einer solchen Ausgangslage»,
sagt der deutsche Parlamentarier, «besteht für
ein Land wie die Schweiz die Gefahr, unter die
Räder zu kommen.»

Warum ziehen sich Libertarismus
und Autoritarismus gegenseitig
an? Die einen plädieren für
individuelle Freiheit und Eigenver-
antwortung und einen schlanken
Staat. Die anderen setzen auf
Autorität, Gehorsam und Unter-
ordnung und auf Systeme, in der
die Macht in den Händen Weniger
konzentriert wird. Was passiert,
wenn beide Ideologien miteinan-
der verschmelzen? Und steckt
dahinter vielleicht sogar eine Lust
an der Zerstörung?
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Carolin Amlinger
Oliver Nachtwey
Zerstörungslust?
Das Bündnis von
Libertarismus und
Autoritarismus
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Classe politique ROGERKÖPPEL,Weltreisender, besucht
die Taliban. Wie immer «gut gelaunt» grüsst der
«Weltwoche»-Verleger aus den Bergen am
Hindukusch und filmt sich selbst. Das Ganze
sieht ein wenig aus wie verwackeltes Fernsehen
aus den 1980er Jahren. Doch Köppel macht
während seiner Reise durchaus wichtige Ent-
deckungen. So hat er auf seinemWeg in den
Osten des Landes eine «grosse Eisdiele» ausge-
macht. Daraus schliesst Köppel scharfsinnig,
dass die Lage gar nicht so schlimm sei. Was
Köppel damit wohl meint: In ein Land, in dem
die Glace schmilzt und tropft, kannman pro-
blemlos ein paar Asylbewerber zurückschicken.

REGINADURRER-KNOBEL, politische
Tischbombe, hat sich des heiklen Themas
Feuerwerk angenommen. Die Mitte-Politikerin
kann sehr gut nachvollziehen, dass die «Chlöp-
ferei» viele Menschen stört. Die Volksinitiative
für ein Feuerwerksverbot geht ihr dann aber
doch zu weit. Und so arbeitet die Nationalrätin
an einem Gegenvorschlag. Sie fordert für «laut
knallendes» Feuerwerk eine Bewilligungs-
pflicht. Für Beamte dürfte das ziemlich heiter
werden: Sie müssten sämtliche in der Schweiz
verkäuflichen Feuerwerke hinter dem Bundes-
haus abfeuern und akribisch erfassen, in welche
Knallkategorie sie jeweils fallen. Kein Wunder,
befürchtenmanche im Bundeshaus, dass die
Bürokratie in Bern explodiert.

ALBERTRÖSTI, Geschmacksbombe, hat
stellvertretend für die Landesregierung die
neuen Aromat-Chips getestet. Fraglos ein in
jeder Hinsicht helvetischer Moment.
Geschmacklich scheint es auch gepasst zu
haben. «Recht gut», lautet jedenfalls das magis-
trale Fazit. Allerdings sollte sich die Hersteller-
firma Zweifel überlegen, ob sie nicht einen
etwas kritischeren Testesser befragen sollte.
Denn wie der SVP-Bundesrat die «Südost-
schweiz» wissen liess, ist er in kulinarischen
Belangen hoffnungslos parteiisch: «Als Rösti
mag ich jede Art von Kartoffeln.»

Der Streitstoff
NachMinaretten und Burkas gerätmit demKopftuch das nächste Islamsymbol in den Fokus
der Politik. Geplant ist eine Volksinitiative, die auch auf Kinder zielt.VonMirkoPlüss
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«Man muss sich
an den Stoff auf der
Haut gewöhnen»:
Schülerinnen in
einem Zürcher
Sek-Schulhaus.

wie Anian Liebrand sagt. Als Vorbild nennt er
Österreich, wo die Regierung derzeit ein Kopf-
tuchverbot für unter 14-Jährige vorbereitet, um
sie vor Diskriminierung und Zwang zu schützen.

Wie tönt all das für Elif? «Komplett welt-
fremd», sagt die junge Frau. Sie kenne keineMäd-
chen, die zum Kopftuchtragen gezwungen wür-
den.Und sie habe in der Schule auch «keinenDis-
kriminierungsschutz» gebraucht. Wenn, dann
eher ausserhalb: «Auf der Strasse haben mich
schon mehrfach Männer beschimpft: Ich solle
aus der Schweiz verschwinden, dies sei nicht
mein Land.»

Es fehlt an verlässlichen
Zahlen

Der grösste Stolperstein für die Kopftuchgegner
ist indesdieRechtslage.Bisherwurdeeingenerel-
lesVerbot inder Schule als juristischnichtdurch-
setzbar betrachtet. Doch laut Lorenz Engi, Lehr-
undForschungsrat amInstitut fürReligionsrecht
derUniFreiburg, ist einVerbotunter spezifischen
Umständenvorstellbar. «DieFälle sindbeiLehre-
rinnenundSchülerinnensehrunterschiedlichge-
lagert», erklärtEngi. Schon1997habedasBundes-
gericht ein Kopftuchverbot für eine Genfer Pri-
marlehrerinbestätigt. «Seither gehenauchande-
re Kantone grundsätzlich davon aus, dass man
einerLehrerindasKopftuchverbietenkann.»Zen-
tral seidasNeutralitätsgebot, das fürdieLehrerin-
nen als staatlicheAngestellte gelte.

Bei Schülerinnen ist die Rechtslage laut Engi
grundlegend anders: «Die Schülerin repräsentiert
nicht den Staat und ist nicht an das Neutralitäts-
gebot gebunden.» Das Bundesgericht beurteilte
2015 ein Verbot für Kinder denn auch als unzu-
lässigenEingriff in die Religionsfreiheit. Tatsäch-
lich wäre es kaum möglich, ein Verbot in einem
kantonalen Gesetz festzuschreiben. «Auch die
Aussichten bei einer eidgenössischenVolksinitia-
tive wären unsicher, weil die internationalen
Menschenrechtsgarantien zu beachten sind.»

Ganz unmöglich wäre es hingegen nicht, ein
Kopftuchverbot fürKinder festzuschreiben. Laut
Engiwäre es vorstellbar, dieses statt in einemGe-
setz in der kantonalen Verfassung zu verankern.
Denn diesbezüglich habe die Bundesversamm-
lung, welche die kantonalen Verfassungen über-
prüfe undmit Bundesrecht abgleiche, in der Ver-
gangenheit eine relativgrosszügigePraxis gezeigt,
so Engi. «Sie genehmigte auch schon das Burka-
verbot in der damaligenTessiner Verfassung.»

Auf diesemWeg hätte also auch ein Verbot für
Mädchen Erfolgsaussichten. Das macht Djeneta
Ramadani Sorgen. Die 29-jährigeMarketingfach-
frau ist im Vorstand der Föderation Islamischer
Dachorganisationen Schweiz (FIDS). Das Kopf-
tuch begann siemit fünfzehn Jahren in der Kan-
tonsschule zu tragen. «Es ist Teil meiner Identi-
tät, ein Verbot wäre für mich als Schülerin ein
massiver Einschnitt in mein Leben gewesen.»

AnderKopftuchdebattekritisiertRamadanidas
Fehlen von Zahlen. Tatsächlich existieren nicht
einmal Schätzungen dazu, wie viele Lehrerinnen
undSchülerinnen inderSchweizeinKopftuch tra-
gen. «So bleibt auch das immer wieder vorgetra-
gene Argument, vieleMädchenwürden zumTra-
gen des Kopftuchs gezwungen, absolut schwam-
mig», sagtRamadani. «Wir könnennunnicht zum
dritten Mal eine grosse Islamdebatte in der
Schweiz führen, bei derwederdieBetroffenenbe-
fragtwerdennochverlässlicheZahlenvorliegen.»

Auch Ramadani ist es gewohnt, sich für ihr
Kopftuch zu rechtfertigen. Die Schulordnung an
ihrem Gymi verbot eigentlich jegliche Kopf-
bedeckung. Drei Gespräche mit dem Rektor
waren nötig und wie im Fall von Elif «viel Mut»,
wie Ramadani sagt. Schliesslich durfte sie das
Kopftuch tragen, damals als einzigesMädchen im
ganzen Schulhaus.

Mit dreizehn Jahren nahm Elif all
ihrenMut zusammen. Sie zog ein
Kopftuch an, packte ihren Thek
und machte sich auf den Weg in
ein neues Leben. Es war ihr aller-

erster Tag in der Sekundarschule. NeueMitschü-
ler, neue Lehrer. «Ich hatte vorher noch nie ein
Kopftuch getragen. Es war speziell, man muss
sich an den Stoff auf der Haut gewöhnen», sagt
Elif. «Das ‹role model› war meine Mutter. Ich
wollte das Kopftuch, weil sie auch eines hatte.»
Das erzählt die heute 17-Jährige während einer
kurzen Mittagspause in Zürich, wo sie sich zur
Apothekerin ausbilden lässt. Schnell wird klar:
Die jungeMuslimin, die anonymbleibenwill und
eigentlich anders heisst, ist es gewohnt, ihre
Kopfbedeckung rechtfertigen zumüssen.

Warum wollte sie ihre Haare schon in so jun-
gen Jahren verschleiern? «Das Kopftuch ver-
schaffte mir Schutz und gab mir eine ganz eige-
ne Identität. Es zu tragen, war einfach ein schö-
nes Gefühl.» Druck habe sie von ihren Eltern nie
gespürt, sagt Elif. «Ich war es, die drängte.» Was,
wenn ihr damals der Staat das Tragen des Kopf-
tuchs verboten hätte? Sie antwortet: «Worin liegt
der Unterschied zwischen jemandem, der eine
Person zwingt, ein Kopftuch zu tragen, und je-
mandem, der sie zwingt, es abzulegen?»

Was für Elif eine persönliche Entscheidung
war, wird nunTeil einer politischenAuseinander-
setzung von nationaler Tragweite. Es ist eine

auffordert, Gesetze für ein Kopftuchverbot auf
denWeg zu bringen. Und imNationalrat reichen
Komiteemitglieder gleichzeitig einenneuenVor-
stoss ein mit dem Ziel, ein «verfassungskonfor-
mes Kopftuchverbot für Lehrerinnen und Schü-
lerinnen» zu erwirken. Kippas undKreuze dürfen
bleiben. «Bei den Lehrerinnen lehnen wir das
Kopftuch aus Gründen der staatlichen Neutrali-
tät ab, bei denMädchen geht es umdenDiskrimi-
nierungsschutz der Mädchen selber – sie sollen
sich in der Schule frei entfalten können, ohne jeg-
lichen Zwang», sagt der Geschäftsführer Anian
Liebrand. Das Egerkinger Komitee, das sich als
Speerspitze im Kampf gegen die «schleichende
Islamisierung» der Schweiz begreift, stand auch
schon hinter dem Minarett- und dem Burkaver-
bot. Der neueste Aktivismus der Gruppe wurde
durch eine vermeintliche Sommerlochgeschichte
ausgelöst. Es ging um Elternproteste gegen eine
ein Kopftuch tragende Lehrerin in St. Gallen.

Schondamals zeichnete sich ab: DieKopftuch-
debatte ist hochemotional, unter anderem weil
sie nicht den klassischen politischen Gräben
folgt. Auch in liberalen und linken Kreisen ist
nicht abschliessend geklärt, ob dasKopftuchnun
Stoff gewordenes muslimisches Patriarchat ist
oder als Ausdruck weiblicher Selbstbestimmung
ein Tabu für die Politik sein muss.

Das Egerkinger Komitee will die Debatte wei-
ter antreiben und plant auch, Unterschriften für
eine eidgenössische Volksinitiative zu sammeln,

neue grosse Islamdebatte, die in der Schweiz ge-
rade massiv Fahrt aufnimmt. 2009 verbot die
Schweiz Minarette, 2021 waren die Burkas dran.
Und alswäre es eine politischeGesetzmässigkeit,
kommtnundasKopftuch an die Reihe. Genauer:
das Kopftuch in der Schule, egal, ob es die Schü-
lerin oder die Lehrerin trägt.

«Auf der Strasse haben mich
Männer beschimpft»

Vergangene Woche wurde im Zürcher Kantons-
parlament ein Kopftuchverbot an Schulen gefor-
dert, zuvor schon verlangten Aargauer Politiker,
dass Schülerinnenunter sechzehn Jahren «keine
religiös geprägtenKleidungsstücke»mehr tragen
dürften. Inmehreren Kantonen hat die SVP ähn-
liche Vorstösse eingereicht.

Die Dachverbände der Lehrpersonen und der
Schulleitungen erarbeiten derzeit neue Positions-
papiere zumThema Kopftuch und Schule. Kom-
mende Woche findet zudem ein Fachaustausch
unter Leitung der Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektorinnen und -direktoren statt.
Thema sind «religiöse Symbole in der obligatori-
schen Schule».

Parallel dazu machen rechte Kreise auf natio-
naler EbeneDruck. AmMontagwird das Egerkin-
ger Komitee in Bern eine Petitionmit über 12000
Unterschriften präsentieren,welche die Kantone


